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Kampf um die Blaue Moschee: Muslime
beten vor der geschlossenen Tür

Nach der Schließung der Blauen Moschee beten Gläubige
vor der Moschee, während das Bezirksamt Nord über eine

Sondererlaubnis entscheidet.

In Hamburg sorgt die Schließung der Blauen Moschee und das
damit verbundene Verbot des Islamischen Zentrums Hamburg
(IZH) für anhaltende Spannungen und regelmäßige Proteste
unter den Gläubigen. Seit der Schließung versammeln sich
täglich Muslime vor dem historischen Gebäude, um
Gemeinschaft und Glauben zu praktizieren. Diese unautorisierte
Form des Gebets auf der Straße hat jedoch zu Unmut unter den
Anwohnern geführt, die sich gestört fühlen. 

Die Versammlungen finden hauptsächlich an den Wochenenden
statt, vor allem donnerstags und freitags, wenn viele Menschen
in der Stadt unterwegs sind. Am vergangenen Donnerstag, so
berichtete die Polizei, nahmen nicht weniger als 140 Personen
an einer derart versammelten Kundgebung teil. Diese Treffen
erfolgen unter strengen Auflagen, wobei die Polizei zur
Sicherheit anwesend ist, um mögliche Konflikte zu vermeiden.
Die Lärmmessungen zeigten, dass die Lautstärke der Gebete im
Durchschnitt nicht die Lautstärke eines gewöhnlichen
Fernsehers überschreitet, mit etwa 65 Dezibel. Dennoch fühlen
sich einige Anwohner durch die Zusammenkünfte gestört und
scheuen nicht davor zurück, rechtliche Schritte einzuleiten. 

Die Beantragung einer
Sondernutzungserlaubnis



Die Veranstalter der Gebete haben nun Schritte unternommen,
um eine formelle Genehmigung zur Nutzung des öffentlichen
Raumes zu erhalten. Dies wurde als notwendig erachtet, um ihre
Versammlungen rechtlich abzusichern, anstatt sie nur als
sporadische Versammlungen anzumelden, was bisher der Fall
war. Ein Sprecher des Bezirksamtes hat bestätigt, dass ein
Antrag auf Sondernutzung bereits gestellt wurde. Die
Entscheidung über dieses Gesuch steht in den kommenden
Tagen an. 

Die Hamburger CDU hat diese Situation offen kritisiert und als
„unhaltbaren Zustand“ bezeichnet. Der Landes- und
Fraktionschef Dennis Thering äußerte sich besorgt über die
Notwendigkeit, Straßen zu sperren und ein großes
Polizeiaufgebot für die Gebete bereitzustellen. „Das darf kein
Dauerzustand werden,“ betonte Thering und forderte eine
schnellere Lösung des Problems, um die Sicherheit und den
Verkehr in der Umgebung zu gewährleisten. 

Hintergründe zur Schließung der Blauen
Moschee

Die Schließung der Blauen Moschee erfolgte im Kontext einer
umfassenden bundesweiten Sicherheitsaktion gegen
islamistische Bestrebungen, die vom Bundesinnenministerium
initiiert wurde. Innenministerin Nancy Faeser hatte das IZH als
„bedeutsames Propagandazentrum Irans in Europa“ eingestuft.
Diese Einschätzung führte zur Schließung von mehreren
Institutionen und zur Beschlagnahmung von Vermögenswerten
und Einrichtungen, die mit dem IZH in Verbindung stehen. 

Die Verlegung des vormaligen Gottesdienstortes unter
Bundesverwaltung hat die Gläubigen frustriert. Viele von ihnen
betrachten die Schließung als Hindernis für die Ausübung ihrer
Religion, was gegen das im Grundgesetz festgeschriebene Recht
auf ungestörte Religionsausübung verstoße. Aus diesem Grund
hat das IZH Klage vor dem Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
eingereicht, um die Öffnung der Blauen Moschee zu erwirken.



Das Hauptziel dieser rechtlichen Auseinandersetzung ist klar:
Die Wiederherstellung des Zugangs zur Moschee für die
betroffenen Gläubigen. 

Die Reaktion der Anwohner

Die Nachbarn der Moschee sind in ihrer Meinung gespalten.
Während einige empfinden, dass die Gebete eine Störung in
ihrem Alltag darstellen, gibt es auch die Perspektive, dass die
Moschee, als ein über 100 Jahre altes Kulturdenkmal, einen
bedeutenden Platz in der Gemeinschaft hat und erhalten bleiben
sollte. Eine Anwohnerin äußerte, dass das Gebet eine wichtige
Tradition sei, die in einem so historisch und kulturell
bedeutsamen Stadtteil wie diesem ihren Platz hat. 

Die Entscheidung des Bezirksamtes Nord, die bald getroffen
werden soll, wird erheblichen Einfluss auf die zukünftige
Handhabung der Gebete und die Rolle der Blauen Moschee in
Hamburg haben. Unabhängig vom Ausgang der Sache bleibt
abzuwarten, wie sich die Dynamik zwischen den Gläubigen, den
Anwohnern und den Behörden weiterentwickeln wird. 

Ein Fortbestehen des Konflikts?

Die Entwicklungen rund um die Blaue Moschee stehen
exemplarisch für die Herausforderungen, vor denen viele Städte
in Deutschland stehen, wenn es darum geht, religiöse Praktiken
im öffentlichen Raum zu regulieren. Die Frage bleibt, wie
rechtliche Rahmenbedingungen und gesellschaftliche Interessen
in Einklang gebracht werden können, um sowohl die
Religionsfreiheit zu gewährleisten als auch das Zusammenleben
in urbanen Gemeinschaften zu fördern. 

Politische und gesellschaftliche
Hintergründe

Die Schließung der Blauen Moschee und das Verbot des



Islamischen Zentrum Hamburg (IZH) sind eingebettet in einen
größeren Kontext des Umgangs mit islamistischem Extremismus
in Deutschland. In den letzten Jahren haben die deutschen
Behörden verstärkt gegen Organisationen vorgegangen, die als
gefährlich eingestuft werden. Dies geschieht im Rahmen einer
umfassenden Strategie, die darauf abzielt, dem Extremismus
entgegenzuwirken und die öffentliche Sicherheit zu
gewährleisten.

Der Fokus der deutschen Politik auf die Bekämpfung des
Islamismus spiegelt sich in verschiedenen Maßnahmen wider,
wie etwa der Erhöhung der Budgets für die Sicherheitsbehörden
und der Einführung strengerer Gesetze zur Überwachung
extremistischer Gruppen. Diese Entwicklung hat jedoch auch zu
einer zunehmenden gesellschaftlichen Spaltung geführt, in der
viele Muslime sich unter Generalverdacht gestellt fühlen.

Klage und rechtliche Rahmenbedingungen

Die Klage des IZH gegen das Verbot wird vor dem Hintergrund
des Grundgesetzes betrachtet, das die Religionsfreiheit
garantiert. Laut Artikel 4 des Grundgesetzes haben alle
Menschen das Recht, ihre Religion frei auszuüben. Die aktuellen
rechtlichen Schritte könnten entscheidend für die künftige
Entwicklung der religiösen Freiheit in Deutschland sein,
besonders in Bezug auf die Praxis für Muslime in städtischen
Gebieten.

Die rechtlichen Auseinandersetzungen um die Blaue Moschee
sind nicht die ersten ihrer Art. Ähnliche Fälle in der
Vergangenheit, wie die Schließung anderer religiöser
Einrichtungen aufgrund extremistischer Verbindungen, haben
oft zu langwierigen Gerichtsverfahren geführt. Daher könnte das
Ergebnis dieser Klage wegweisend für den Umgang mit
vergleichbaren Situationen in der Zukunft sein.

Reaktionen der Öffentlichkeit



Das Verbot und die damit verbundenen Gebete auf der Straße
haben eine breite Debatte in der Öffentlichkeit ausgelöst.
Während einige Anwohner ihre Besorgnis über mögliche
Störungen äußern, sehen andere in den provisorischen
Gebetstreffen ein Zeichen des Zusammenhalts und der
Gemeinschaft unter den Muslimen. Diese unterschiedlichen
Perspektiven verdeutlichen das Spannungsfeld, in dem religiöse
Praktiken und öffentliches Leben aufeinandertreffen.

Zudem haben die Demonstrationen vor der Moschee das
öffentliche Bewusstsein für Themen wie Integration und das
Zusammenleben in multikulturellen Gesellschaften geschärft.
Während einige eine grundsätzliche Erlaubnis zur Nutzung des
Straßenraums unterstützen, argumentieren andere für eine
Regelung, die die Rechte der Anwohner respektiert. Die
Entscheidungsfindung des Bezirksamts Nord wird daher nicht
nur rechtliche, sondern auch soziale Bedeutung haben.
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